
DKHW: Studie zeigt Mängel bei
Beteiligungsrechten  für
Kinder und Jugendliche
geschrieben von Redakteur | Juli 21, 2024

Kinderhilfswerk  fordert
Ausbau der Beteiligungsrechte
für  Kinder  und  Jugendliche
auf allen föderalen Ebenen
Das  Deutsche  Kinderhilfswerk  fordert  einen  Ausbau  der
Beteiligungsrechte  für  Kinder.  Dazu  zählen  aus  Sicht  der
Kinderrechtsorganisation die Verankerung von Kinderrechten und
damit einhergehend von Beteiligungsrechten im Grundgesetz und
in den Verfassungen der Bundesländer, der Ausbau bestehender
Beteiligungsrechte in Fachgesetzen sowie der flächendeckende
Ausbau  von  beteiligungsfördernden  Strukturen.  Auch  die
Einsetzung von Kinder- und Jugendbeauftragten, die Einrichtung
von Fach- und Servicestellen der Kinder- und Jugendbeteiligung
und  der  Ausbau  unmittelbarer  Beteiligungsmöglichkeiten  für
Kinder  und  Jugendliche  sind  nach  Ansicht  des  Deutschen
Kinderhilfswerkes zu forcieren. Die Forderungen basieren auf
Ergebnissen  einer  Studie  zur  Umsetzung  des  Art.  12  UN-
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Kinderrechtskonvention in Deutschland auf der Basis des Child
Participation  Assessment  Tools  (CPAT)  des  Europarates,  die
heute vom Deutschen Kinderhilfswerk veröffentlicht wurde. Die
Studie  zeigt  den  aktuellen  Stand  zur  Umsetzung  der
Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen in Deutschland
sowie bestehende Leerstellen und Handlungsbedarfe auf.

Beim Ausbau der Beteiligungsrechte
von Kindern und Jugendlichen müssen
nach wie vor dicke Bretter gebohrt
werden
„Es muss endlich gelingen, die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen  an  sie  betreffenden  Entscheidungen  zu  einer
Selbstverständlichkeit werden zu lassen. Deshalb sollten aus
Sicht  des  Deutschen  Kinderhilfswerkes  verbindliche
Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen systematisch
ausgebaut  und  strukturell  verankert  werden,  zuvorderst  im
Grundgesetz“, betont Holger Hofmann, Bundesgeschäftsführer des
Deutschen Kinderhilfswerkes.

Kinder und Jugendliche werden durch
frühe  Beteiligungserfahrungen  auch
in  ihren  sozialen  Kompetenzen
gefördert
„Gleichzeitig  leistet  frühe  Beteiligung  von  Kindern  einen
fundamentalen  Beitrag  zur  langfristigen  Stärkung  unserer
Demokratie. Kinder und Jugendliche haben bisher viel zu selten
die Möglichkeit, ihre Meinung kundzutun und sich aktiv in
Vorhaben einzubringen, so dass ihre Perspektive oftmals keine
Beachtung findet. Das muss sich ändern„“, so Hofmann weiter.



„Sowohl der Bund als auch die Bundesländer und die Kommunen
sind aufgefordert, umgehend alle geeigneten Gesetzgebungs- und
Verwaltungsmaßnahmen zur Verwirklichung der Beteiligungsrechte
von Kindern und Jugendlichen zu treffen. Zudem sollte die
Einführung  eines  Verbandsklagerechts  für  Jugendverbände  und
Kinderrechtsorganisationen geprüft werden, um die Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen gegenüber den Kommunen einfordern
zu  können,  denn  die  Beteiligung  vor  Ort  ist  für  die
Herstellung  eines  Lebensweltbezugs  für  junge  Menschen
unabdingbar. Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen muss
endlich  bundesweit  in  den  Gemeindeordnungen  und
Kommunalverfassungen  verbindlich  festgeschrieben  werden,
Beteiligungskonzepte  für  Kommunen  sowie  Jugend-  und
Bildungseinrichtungen  müssen  zum  Standard  werden.  Zudem
braucht es auch eine lebendige Beteiligungskultur von Kindern
und Jugendlichen in Kitas und Schulen. Und schließlich gehört
eine Absenkung des Wahlalters weiter auf die Tagesordnungen in
Bund und Ländern„“, sagt Holger Hofmann.

Studie:  Die  Umsetzung  des  Rechts
auf  Beteiligung  nach  Art.  12  UN-
Kinderrechtskonvention
Mit der Studie hat das Deutsche Kinderhilfswerk erstmals für
Deutschland eine Analyse der Beteiligungsrechte von Kindern
und  Jugendlichen  auf  der  Basis  des  Child  Participation
Assessment  Tools  (CPAT)  durchgeführt.  Das  CPAT  wurde  vom
Europarat entwickelt, um seinen Mitgliedsstaaten ein Werkzeug
an  die  Hand  zu  geben,  Beteiligungsrechte  von  Kindern  und
Jugendlichen zu messen. Auf der Basis von zehn Indikatoren
legt  das  CPAT  den  Blick  auf  sehr  verschiedene
Regelungsbereiche, bei denen die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen  eine  Rolle  spielt,  oder  die  dazu  beitragen,
geltendes Recht umzusetzen.

Daher  umfasst  die  Analyse  sowohl  Struktur-  als  auch



Prozessindikatoren. Diese legen zum einen die Grundlage für
gelingende Beteiligung, also die Strukturen, oder sie zielen
auf Maßnahmen (Prozesse) ab, die Beteiligung fördern. Damit
bietet die Studie einen umfassenden Überblick zur Umsetzung
des  Art.  12  UN-Kinderrechtskonvention  in  Deutschland.  Die
Ergebnisse  basieren  auf  Recherchen,  Gesetzesanalysen,  breit
angelegten  Abfragen  unter  Ministerien,  der  Auswertung
vorhandener  Daten  sowie  qualitativen  Interviews  mit
verschiedenen Stakeholdern sowie Fokusgruppen mit Kindern und
Jugendlichen zu einzelnen Themenbereichen.

Die Studie „Die Umsetzung des Rechts auf Beteiligung nach Art.
12 UN-Kinderrechtskonvention“ wurde im Rahmen eines Projekts
der  Koordinierungsstelle  Kinderrechte  des  Deutschen
Kinderhilfswerkes  erstellt.  Mehr  Informationen  unter
www.dkhw.de/cpat-bericht. Dort kann die gesamte Studie auch
kostenfrei  heruntergeladen  werden.  Die  Koordinierungsstelle
Kinderrechte begleitet die Umsetzung der Europaratsstrategie
für die Rechte des Kindes und die EU-Kinderrechtsstrategie.
Sie wird gefördert durch das Bundesministerium für Familie,
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Senioren, Frauen und Jugend.

Quelle: Deutsches Kinderhilfswerk


